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Sdiriftlidier Beridit 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften für 

eine Richtlinie der Rates für die Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger 

eine Richtlinie des Rates für die Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungs Vorschriften der Mitgliedstaaten über Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen an Kraftfahrzeugen und 

ihren Anhängern 

eine Richtlinie des Rates für die Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsv Urschriften der Mitgliedstaaten über den zu- 
lässigen Geräuschpegel von Kraftfahrzeugen 

eine Richtlinie der Rates für die Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über gewisse Ausrüstungsteile 
von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern 

— Drucksache V/3203 — 


A. Bericht des Abgeordneten Meister 


Entsprechend dem Beschluß des Deutschen Bun- 
destages vom 25. Juni 1959 — Drucksache 1187 — - 
hat der Herr Präsident des Deutschen Bundestages 
mit Schreiben vom 9. September 1968 die von der 
Bundesregierung gemäß Artikel 2 Satz 2 des Ge- 
setzes zu den Verträgen zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft vorgelegten oben ge- 


nannten Vorschläge der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften dem Verkehrsausschuß 
federführend und dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen sowie dem Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen mitberatend mit der Maßgabe über- 
I wiesen, den Bericht rechtzeitig vor der endgültigen 
I Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im Ja- 
1 nuar 1969 erfolgen wird, vorzulegen. 
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Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen vom 31. Oktober und 12. Dezember 1968 | 
eingehend beraten. Die Vorlage enthält zur Erstei- ' 
lung eines Betriebserlaubnissystems von gemein- j 
schaftlicher Tragweite eine Rahmenrichtlinie, in der ' 
das EWG-Zulassungsverfahren definiert wird, sowie ; 
eine Anzahl von Einzelrichtlinien, in denen tech- 
nische Vorschriften festgesetzt werden, deren Kon- ‘ 
trolle zu den Formalitäten dieses Betriebserlaubnis- 
verfahrens gehört. I 

Der Verkehrsausschuß hat nach eingehender Er- 
örterung beschlossen, der Vorlage mit folgender ! 
Empfehlung zuzustimmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzu- 
wirken, daß die Forschung und Entwicklung auf dem 
Gebiet der technischen Sicherheit von Kraftfahrzeu- 
gen von einer zentralen staatlichen Prüf- und Ver- | 
waltungsstelle durchgeführt wird, um auf diese 
Weise den Bestimmungen der ECE, ähnlich dem 
Vorbild der USA und dem Vorbild anderer Mit- 
gliedstaaten, zu entsprechen. | 

Im Zusammenhang mit der Wahl der sogenannten 
„Alternativlösung" als Harmonisierungsmethode, ! 
wonach Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, ihre 
nationalen Rechtsvorschriften neben den Vorschrif- 
ten gemeinschaftlichen Ursprungs beizubehalten, be- 
absichtigt die Bundesregierung noch zu klären, ob ! 
solche Vorschriften in den Mitgliedstaaten bestehen, I 
inwieweit diese als gleichwertig angesehen werden 


können und ab wann diese nationalen Vorschriften 
nicht mehr geändert werden können. Die Bundes- 
regierung werde sich dafür einsetzen, daß zunächst 
die allgemeine Betriebserlaubnis nur für die Fahr- 
zeugteile oder -merkmale erteilt werde, für die be- 
reits einheitliche Richtlinien aufgestellt seien, und 
daß im übrigen die nationalen Vorschriften des Ein- 
fuhrlandes angewendet werden. 

Der Verkehrsausschuß beabsichtigt, im kommen- 
den Frühjahr zur Frage der technischen Sicherheit 
von Kraftfahrzeugen eine öffentliche Anhörung 
durchzuführen. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 28. November 1968 ohne besondere Bemerkun- 
gen zur Kenntnis genommen. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Gesundheitswesen 
hat in seiner Sitzung vom 14. November 1968 be- 
schlossen, sich der Entschließung des Ausschusses 
für Gesundheitswesen des Bundesrates (vgl. Nieder- 
schrift über die 30. Sitzung des Ausschusses für 
Gesundheitswesen des Bundesrates vom 10. Oktober 
1968, Seite 4 f.) anzuschließen und ausdrücklich den 
Wunsch geäußert, daß die Bundesregierung darauf 
hinwirkt, daß der vorgesehene Grenzwert für Schall- 
pegel nicht über den zur Zeit in der Bundesrepublik 
geltenden Grenzwert heraufgesetzt wird. 

Der Verkehrsausschuß hat der Empfehlung des 
Ausschusses für Gesundheitswesen zugestimmt. 


Bonn, den 13. November 1968 


Meister 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Vorschläge der Kommission der EWG 
- — Drucksache V/3203 ■ — ■ werden zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird beauftragt, darauf hin- 
zuwirken, daß die Forschung und Entwicklung 
auf dem Gebiet der technischen Sicherheit von 
Kraftfahrzeugen von einer zentralen staatlichen 
Prüf- und Verwaltungsstelle durchgeführt wird. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich in 
den weiteren Verhandlungen für eine Herab- 
setzung der zulässigen Schallpegelwerte einzu- 
setzen, insbesondere für die Personenkraftwagen 
nach Nr. I 1.1. des Anhanges I, den vorgesehenen 
Grenzwert von 84 dB (A) auf 80 dB (A) herab- 
zusetzen und sicherzustellen, daß der bisher in 
der Bundesrepublik für den weitaus größten Teil 
aller Personenkraftwagen gültigen Grenzwert 
von 80dB (A) für die entsprechenden Personen- 
kraftwagen nicht aufgegeben wird. 


Bonn, den 12. Dezember 1968 


Der Verkehrsausschuß 

Seifriz Meister 

Vorsitzender Berichterstatter 


3 



